
Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (NATIF) 

Sehr geehrter ,  

sehr geehrte Damen und Herren, 

die Hamburg Port Authority AöR unterstützt das Ziel des Gesetzentwurfs, die biologische Viel-

falt zu stärken und die natürlichen Ressourcen nachhaltig zu sichern, ausdrücklich. 

Angesichts der wachsenden Bedeutung der Häfen für die Energieversorgung, die industrielle 

Transformation und die Versorgungssicherheit Deutschlands dürfen zusätzliche regulatori-

sche Anforderungen jedoch nicht zu unverhältnismäßigen Verfahrensverzögerungen oder In-

vestitionshemmnissen führen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen müssen vielmehr so aus-

gestaltet werden, dass sowohl die Ziele des Naturschutzes als auch die Weiterentwicklung 

des Hamburger Hafens als zentraler Energie-, Industrie- und Logistikstandort gleichermaßen 

ermöglicht werden. 

Die Transformation bestehender Hafen- und Industrieflächen, die Entwicklung neuer Stand-

orte für die Energie- und Wasserstoffwirtschaft sowie die Anpassung der Hafeninfrastruktur an 

die Anforderungen einer klimaneutralen Wirtschaft erfordern erhebliche Investitionen und ver-

lässliche planungsrechtliche Rahmenbedingungen. Im Einklang mit den Zielsetzungen des Inf-

rastrukturzukunftsgesetzes müssen Planungs- und Genehmigungsverfahren daher effizient 

und investitionsfreundlich ausgestaltet bleiben.  

Nur durch ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Belangen des Naturschutzes und den 

Anforderungen einer leistungsfähigen Infrastruktur können sowohl die Ziele des Natur- und 

Biodiversitätsschutzes als auch die gesellschaftlich notwendige Transformation erfolgreich 

umgesetzt werden. 
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Vor diesem Hintergrund sehen wir bei einzelnen Regelungen des Gesetzentwurfs Anpas-

sungs- und Klarstellungsbedarf. Insbesondere dort, wo zusätzliche Anforderungen im Verhält-

nis zur bisherigen Rechtslage zu längeren Verfahren, höheren Flächenbedarfen oder steigen-

den Kosten für Infrastruktur-, Energie- und Transformationsvorhaben führen können, halten 

wir eine Überprüfung der vorgesehenen Regelungen für dringend erforderlich. 

1. Zu § 15 Absatz 2 BNatSchG-E: 

Durch die Neuregelung und die Einbeziehung angrenzender Naturräume wird der räumliche 

Such- und Prüfbereich für geeignete Kompensationsflächen im Vergleich zur bisherigen 

Rechtslage erheblich ausgeweitet.  

Dies führt zwangsläufig zu einem erhöhten Planungs-, Abstimmungs- und Verwaltungsauf-

wand. Aus Sicht der Vorhabenträger ist zu erwarten, dass die Planung und Umsetzung von 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hierdurch erheblich erschwert, Verfahren verlängert und 

Projektkosten erhöht werden. Die vorgesehene Regelung schwächt zudem die praktische Be-

deutung der Ersatzgeldzahlung als Instrument der Verfahrensbeschleunigung. Je weiter der 

räumliche Such- und Prüfbereich ausgedehnt wird, desto höher werden die Anforderungen an 

den Nachweis fehlender Kompensationsmöglichkeiten. 

Dabei verkennen wir nicht, dass die Ersatzgeldzahlung aus naturschutzfachlicher Sicht regel-

mäßig hinter der unmittelbaren Umsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zurück-

bleibt und daher nicht denselben Beitrag zur Kompensation von Eingriffen in Natur und Land-

schaft leisten kann. Gleichwohl hat sich die Ersatzgeldzahlung in der Praxis als wichtiges In-

strument erwiesen, um die Umsetzung notwendiger Infrastrukturvorhaben auch in den Fällen 

zu ermöglichen, in denen geeignete Kompensationsflächen nicht oder nicht rechtzeitig zur 

Verfügung stehen.  

Es muss sichergestellt werden, dass die Festsetzung einer Ersatzgeldzahlung weiterhin ohne 

unverhältnismäßige zusätzliche Such- und Nachweispflichten möglich bleibt und damit ein an-

gemessener Ausgleich zwischen den Anforderungen des Naturschutzes und dem Erfordernis 

einer planbaren, wirtschaftlichen und zeitgerechten Vorhabenrealisierung gewährleistet wird. 

2. Zu § 15 Absatz 3b BNatSchG-E: 

Die vorgesehene pauschale Erhöhung des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs um 

20 Prozent bei Eingriffen in Flächen der Natürlichen Infrastruktur (§ 20a BNatSchG-E) sehen 

wir kritisch. 

Insbesondere bei der Revitalisierung und Nachnutzung von Industrie- und Hafenbrachen kann 

die Regelung zu erheblichen Zielkonflikten führen. Auf ehemals industriell genutzten Flächen 
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haben sich nicht selten gesetzlich geschützte Biotope entwickelt. Die vorgesehene Erhöhung 

des Kompensationsbedarfs erschwert und verteuert die Wiedernutzung dieser bereits vorbe-

lasteten und erschlossenen Standorte zusätzlich. Dadurch besteht die Gefahr, dass die Reak-

tivierung von Brachflächen gegenüber der Inanspruchnahme neuer Flächen an Attraktivität 

verliert. Dies steht im Widerspruch zu den Zielen der Flächensparsamkeit, der Innenentwick-

lung sowie des Flächenrecyclings. 

Die praktischen Auswirkungen werden im Hamburger Hafengebiet besonders deutlich:  

Bereits heute befinden sich dort großflächige Biotope, die dem gesetzlichen Biotopschutz nach 

§ 30 BNatSchG unterliegen. Diese Flächen umfassen insgesamt rund 8,52 km². Besonders 

betroffen ist der Bereich der Hohen Schaar. Die dortigen Industrieflächen mit Tanklager- und 

Raffinerienutzung durch die Unternehmen Nynas und Shell stellen ein deutschlandweit bedeu-

tendes Flächenpotenzial für Energieimporte, industrielle Wertschöpfung sowie die Ansiedlung 

zukunftsorientierter Industrien dar. Auf diesen Flächen wurden § 30-Biotope mit einem Flä-

chenanteil von rund 10 bis 15 Prozent kartiert. Hierbei handelt es sich insbesondere um Ma-

ger- und Trockenrasen, die gerade infolge der langjährigen industriellen Nutzung entstanden 

sind. Die naturschutzfachliche Kompensation dieser Biotoptypen stellt eine besondere Her-

ausforderung dar, da vergleichbare Standortbedingungen in der Umgebung regelmäßig nicht 

vorhanden sind. Bereits heute schränken die geschützten Biotopflächen die Nutzbarkeit der 

betroffenen Grundstücke erheblich ein und mindern deren wirtschaftliche Verwertbarkeit. 

Eine weitere Erhöhung des Kompensationsbedarfs würde die Transformation und Revitalisie-

rung bestehender Industrie- und Hafenstandorte zusätzlich erschweren. Dies betrifft nicht nur 

Vorhaben von erheblicher Bedeutung für die Energieversorgung und Versorgungssicherheit 

Deutschlands, sondern auch zentrale Verkehrsinfrastrukturprojekte. Dabei ist die Entwicklung 

von Industrie- und Hafenflächen bereits heute mit erheblichen Investitionen für Altlastensanie-

rung, Kampfmittelräumung und Flächenaufbereitung verbunden. Vor diesem Hintergrund be-

steht die Gefahr, dass die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Industrie- und Hafenstandorte wei-

ter geschwächt wird. Die vorgesehene pauschale Erhöhung des Kompensationsbedarfs ist 

daher aus unserer Sicht weder flächenpolitisch noch strukturpolitisch sachgerecht. Stattdes-

sen sollte eine differenzierte Betrachtung erfolgen, die die besonderen Rahmenbedingungen 

von Industrie-, Gewerbe- und Hafenstandorten sowie die Bedeutung von Flächenrecycling, 

Innenentwicklung und Versorgungssicherheit angemessen berücksichtigt. 

3. Zu § 15 Absatz 6b BNatSchG-E 

Vor dem Hintergrund, dass der Gesetzgeber mit dem Infrastrukturzukunftsgesetz die Bedeu-

tung der Ersatzgeldzahlung für die Realisierung von Infrastrukturvorhaben von besonderem 
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öffentlichem Interesse erst kürzlich ausdrücklich gestärkt hat, sehen wir die vorgesehene pau-

schale Erhöhung der Ersatzgeldzahlung um 20 Prozent besonders kritisch. 

Indem Ersatzgeldzahlungen für bestimmte verkehrliche Vorhaben, Vorhaben von militärischer 

Relevanz sowie für aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität finanzierte 

Vorhaben Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gleichrangig zur Verfügung gestellt werden, hat 

der Gesetzgeber deren Bedeutung für die zügige und praktikable Umsetzung gesellschaftlich 

notwendiger Infrastrukturvorhaben anerkannt. Die nun vorgesehene pauschale Erhöhung der 

Ersatzgeldzahlung um 20 Prozent steht hierzu aus unserer Sicht in einem deutlichen Span-

nungsverhältnis. Wenn die Ersatzgeldzahlung einerseits als gleichrangiges Kompensations-

instrument anerkannt wird, sollte ihre Inanspruchnahme andererseits nicht durch zusätzliche 

finanzielle Belastungen erschwert werden. 

Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund des Zusammenspiels der vorgesehenen Änderun-

gen in § 15 Absatz 2 und § 15 Absatz 6b BNatSchG-E: Vorhabenträger werden in diesen 

Fällen vor die Wahl gestellt, entweder deutlich aufwendigere und zeitintensivere Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen zu planen und umzusetzen oder eine erheblich höhere Ersatzgeldzah-

lung zu leisten. Es besteht die Gefahr, dass Vorhabenträger allein aus wirtschaftlichen Erwä-

gungen verstärkt auf reale Kompensationsmaßnahmen ausweichen, obwohl diese mit einem 

erheblichen zusätzlichen Flächen-, Planungs- und Abstimmungsaufwand verbunden sind. 

Dies führt zwangsläufig zu längeren Flächensuchen, zusätzlichen Abstimmungsprozessen so-

wie verlängerten Planungs- und Genehmigungsverfahren. Die vorgesehene Regelungskom-

bination setzt Fehlanreize zulasten einer effizienten Vorhabenrealisierung. Sie begünstigt auf-

wendige und zeitintensive Kompensationslösungen und beeinträchtigt zugleich die Funktion 

der Ersatzgeldzahlung als bewährtes Instrument zur Beschleunigung von Infrastrukturvorha-

ben von besonderem öffentlichem Interesse. 

Mit freundlichen Grüßen 
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